Verwendung des Kantonsanteils an den Goldreserven der Schweizerischen Nationalbank – Ausgabenbremse

Mit einer Änderung des Staatsverwaltungsgesetzes und der Finanzhaushaltsverordnung soll im Kanton Obwalden eine „Ausgabenbremse“ eingeführt werden, welche das Haushaltsgleichgewicht sichern soll. Die Laufende Rechnung muss demnach mittelfristig ausgeglichen werden und die Investitionsrechnung ist über eine Zeitperiode von fünf Jahren zu 100 Prozent zu finanzieren. Eine Mehrausgabe oder Saldoverschlechterung gegenüber dem Voranschlagsentwurf des Regierungsrats bedarf der Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder des Kantonsrats.

Der Sicherung des Haushaltsgleichgewichts dienen weitere Vorhaben. Wenn der Regierungsrat dem Kantonsrat finanzwirksame Vorlagen vorlegt, muss er auf deren wirtschaftliche und finanzielle Folgen hinweisen und die Art der Finanzierung festlegen. Beschlüsse des Kantonsrats über frei bestimmbare, für den gleichen Zweck bestimmte einmalige Ausgaben von mehr als zehn Millionen Franken und jährlich wiederkehrende Ausgaben von mehr als zwei Millionen Franken bedürfen einer 3/5-Mehrheit seiner Mitglieder. Dies gilt auch bei Gesetzes- und Verordnungserlassen sowie interkantonalen Vereinbarungen, die Ausgaben in dieser Höhe zur Folge haben.
Weiter darf der vom Kantonsrat genehmigte Voranschlag höchstens ein Defizit der Laufenden Rechnung von drei Prozent des Steuerertrags aufweisen. Der Selbstfinanzierungsgrad der Investitionsrechnung muss über die Zeitdauer von fünf Jahren 100 Prozent betragen.

Die Einführung der Ausgabenbremse geht zurück auf eine Motion 

über die Verwendung des Kantonsanteils an der Verteilung der überschüssigen Goldreserven der Schweizerischen Nationalbank, welche im Januar 2005 erheblich erklärt worden war. Darin wurde die Schaf-fung einer gesetzlichen Grundlage verlangt, um den Kantonsanteil an den ausgeschütteten Goldreserven zur Schuldentilgung und nicht für die Finanzierung laufender Konsumausgaben zu verwenden. Um eine Neuverschuldung zu vermeiden, sei für das finanzpolitische Instrument der Schuldenbremse die Rechtsgrundlage zu schaffen.

Der Regierungsrat verabschiedet die entsprechende Botschaft mit den Anträgen zuhanden des Kantonsrats.
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